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Inklusion am Scheideweg
Inklusion geht ins dritte Schuljahr
Das dritte Schuljahr mit dem neuen Schulgesetz zur inklusiven Be-
schulung von Kindern mit Anspruch auf ein sonderpädagogischen 
Bildungsangebot (BA) steht vor der Tür.

Viele Lehrkräfte, Schulleitungen und Eltern sind mit der Umsetzung 
der Inklusion unzufrieden. Und das hat Gründe: Es fehlen qualifi-
zierte Lehrkräfte und die notwendigen Ressourcen und Konzepte.

Klar ist aber auch: Es gibt ermutigende Erfahrungen mit der Inklusi-
on. Sie gelingt, wenn die Rahmenbedingungen gut sind, die Lehrkräf-
te die notwendige Unterstützung erhalten und  die erforderliche 
Grundhaltung entwickeln konnten, und wenn sich die Teams auf die 
gemeinsame Aufgabe einlassen. Dann lernen und leben Kinder mit 
und ohne Behinderung erfolgreich zusammen. 

Die GEW setzt sich für ein Schulsystem ein, in dem alle Schulen mit 
allen Schüler/innen arbeiten können, die diese Schule besuchen 
wollen. Unser Bild ist die „Schule für alle“, in der unter guten Ar-
beitsbedingungen viele Profis ihre unterschiedlichen Kompetenzen 
einbringen. Das hat die GEW beim Bundesgewerkschaftstag in Frei-
burg bekräftigt. Gleichzeitig wurden klare Gelingensbedingungen 
für die Inklusion formuliert.

Oft werden die inklusiven Klassen, die kontinuierlich Unterstützung 
brauchen, nur in wenigen Stunden von zwei Lehrkräften betreut. 
Meistens sind die Lehrkräfte der allgemeinen Schule allein. Das 
wird von allen Beteiligten als Last, als Ärgernis, teilweise als Bedro-
hung erlebt. Inklusion kann so nicht gelingen. 

Die Inklusion hat die Politik überrollt
Lehrkräfte und Schulleitungen werden so in überfordernde Situa-
tionen gebracht. Ohne eine gründliche Vorbereitung und vor allem 
ohne ausreichende Ressourcen sind inklusive Angebote nicht um-
setzbar.
Die GEW unterstützt den gesellschaftlichen Auftrag, inklusive Bil-
dung zu ermöglichen. Sie fordert aber die dafür notwendigen Res-
sourcen.

Die GEW fordert: 
• Jede inklusive Klasse ist mindestens 20 Stunden pro Woche mit  
 einer Lehrkraft der allgemeinen Schule und einer sonderpädago- 
 gischen Lehrkraft doppelt besetzt (Sockel).
• Jede/r Schüler/in mit BA hat Anspruch auf mindestens 4,5 Stun- 
 den sonderpäd. Unterstützung in der Woche.
• Schüler/innen mit einem BA in den Förderschwerpunkten „geis- 
 tige Entwicklung“ bzw. „körperliche und motorische Entwicklung“  
 bekommen mehr als 4,5 Stunden sonderpädagogische Unterstüt- 
 zung je Schüler/in.
• Alle inklusiven Modelle werden verlässlich mit Lehrerwochen-  
 stunden ausgestattet.
• Inklusive Schüler/innen brauchen im Ganztag zusätzliche Res-  
 sourcen. Dies bezieht sich auf zusätzliche Lehrerwochenstunden  
 sowie die Ressourcen der anderen Mitarbeiter/innen im Ganz-  
 tag.
• Der sonderpäd. Bereich (SBBZ & inklusive Angebote) wird mit   
 100 Prozent versorgt.
• Inklusive Klassen sollen nicht mehr als 20 Schüler/innen haben.
• Lehrkräfte in inklusiven Angeboten brauchen Entlastung, um die  
 neuen Konzepte für Teamarbeit und zur Gestaltung des Unter-  
 richts zu etablieren. Jede neu eingerichtete inklusive Klasse be- 
 kommt für die ersten beiden Schuljahre jeweils mindestens zwei  
 Anrechnungsstunden für die beteiligten Lehrkräfte. 
• Nicht zuletzt müssen die Schulleitungen an den SBBZ und den   
 allgemeinen Schulen für die Einrichtung und Begleitung der in-  
 klusiven Angebote angemessen Leitungszeit und Funktionsstel - 
 len erhalten. 
• Alle Lehrkräfte der allgemeinen Schulen, die in inklusiven Klas-  
 sen arbeiten, brauchen eine Weiterbildung in Grundlagen der   
 Sonderpädagogik, Förderplanung usw. während der Dienstzeit . 
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Davon sind wir weit entfernt. Und das, was an vielen Schulen 
im Land als Inklusion bezeichnet wird, hat mit dem, was die 
GEW unter Inklusion versteht, nichts zu tun. 

Insbesondere ist ein durchgehendes Zwei-Pädagogen-Prinzip, 
unabhängig von der Gruppengröße, unabdingbar.



Dafür muss die Landesregierung viel tun: Wir brauchen umgehend 
mehr Studienplätze für das Lehramt Sonderpädagogik und das 
Lehramt Grundschule. Und die Landesregierung muss die Maßnah-
men zur Gewinnung zusätzlicher Sonderpädagog/innen (Aufstiegs-
lehrgang, Aufbaustudium mit bezahlter Teilbeurlaubung, Ausbau 
der Studienplätze) umgehend beschleunigen.
Schließlich muss der Landtag die für die Inklusion und die Beseiti-
gung des Defizits im sonderpädagogischen Bereich erforderlichen 
Stellen neu schaffen. 

Bisher will die Landesregierung für die Inklusion bis 2022 nur 1.350 
Stellen schaffen. 

Die derzeitigen Ressourcen reichen nicht aus, die inklusiven Ange-
bote angemessen auszustatten. Inklusion ist der einzige Bereich im 
Bildungssystem, für den es keine klaren Regeln für die Ressourcen-
Zuweisung gibt. Auch die SBBZ erhalten nicht die Lehrkräfte, die sie 
für ihre anspruchsvolle Arbeit brauchen.
Die GEW benennt die Probleme seit Jahren. Sie müssen endlich 
gelöst werden. Lehrkräfte und Schulleitungen sind überlastet; die 
Akzeptanz und die Qualität der Inklusion sind ernsthaft in Gefahr. 
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Die Empfehlung für das Gymnasium wird am häufigsten ausgesprochen 
Die Anteile der Empfehlungen für das Gymnasium sind seit dem Wegfall der Verbindlichkeit der 
Grundschulempfehlung signifikant zurückgegangen

Die „geplante“ Inklusionsquote von etwa 28 Prozent, das entspricht 10.500 Schüler/innen, mit einem Anspruch auf ein sonderpäd-
agogisches Bildungsangebot an allgemeinen Schulen bis zum Jahr 2022, ist viel zu niedrig angesetzt. Bereits im Schuljahr 2015/16, 
dem ersten Schuljahr nach der Schulgesetzänderung, wurden rund 6.500 Schüler/innen mit Anspruch auf ein sonderpädagogisches 
Bildungsangebot inklusiv an allgemeinen Schulen unterrichtet. 
Während das Kultusministerium im Jahr 2014 für die 10.500 Schüler/innen noch einen Bedarf von über 4.000 zusätzlichen Stellen 
errechnete, wurden im Schulgesetz 2015 nur noch 1.350 zusätzliche Stellen als ausreichend betrachtet, und dies bei einem struk-
turellen Unterrichtsdefizit im sonderpädagogischen Bereich (SBBZ und Inklusion) von über 8 Prozent. Viele der Stellen können nicht 
besetzt werden, weil bis 2013 die Studienplätze verringert wurden (WS 2011: 405 Plätze im grundständigen Studiengang, 50 im 
Aufbaustudiengang; WS 2013:  250 Plätze im grundständigen Studiengang, 70 im Aufbaustudiengang; WS 2017: 425 Plätze im grund-
ständigen Studiengang, 95 im Aufbaustudiengang). 

Gemeinschaftsschulen (GMS) – zwischen Innovation und Konkurrenz 
Entwicklungsperspektiven der GMS (Daten der Tranchen 1 – 4, eigene Berechnungen)

Lernen geistige 
Entwicklung

körperliche 
Entwicklung

Sehen Hören Sprache emotionale / 
soziale Entw.

Grundschule 53 % 55 % 64 % 45 % 56 % 79 % 50 %
Haupt-/ Werkrealschulen 20 % 14 % 9 % 5 % 9 % 6 % 23 %
Realschulen 1 % 4 % 7 % 22 % 20 % 2 % 10 %
allgemeinbildende 
Gymnasien 0 % 0 % 2 % 5 % 1 % 0 % 0 %

Gemeinschaftsschulen 25 % 19 % 15 % 22 % 13 % 13 % 14 %
Integrierte Schulformen 1 % 8 % 3 % 0 % 1 % 0 % 3 %

Inklusion: Der Anteil der Schüler/innen mit Anspruch auf ein sonderpädagogisches 
Bildungsangebot ist an den allgemeinbildenden Schularten sehr unterschiedlich

Im Schuljahr 2015/16 besuchten 49.175 Schüler/innen die Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren. An den Grund-
schulen und weiterführenden Schulen wurden knapp 6.500 Schüler/innen mit festgestelltem Förderbedarf unterrichtet, davon über 
die Hälfte an Grundschulen. Jeweils gut bzw. knapp ein Fünftel besuchten Gemeinschaftsschulen bzw. Werkreal- und Hauptschulen. 
Die anderen Schularten spielten kaum eine Rolle (vgl. Stat. Landesamt, Okt. 2016). Die Tabelle zeigt, wie sich die Schüler/innen mit 
ihrem jeweiligen Förderbedarf vor allem auf die Grund-, Haupt-, Werkreal- und Gemeinschaftsschulen verteilen.

Nach Abschluss der 6. Genehmigungsrunde gibt es jetzt 304 öffentliche und sechs private Gemeinschaftsschulen (GMS) in 
Baden-Württemberg. Gemessen an den Anmeldezahlen 2016 sind fünf Gemeinschaftsschulen vier- bis sechszügig, die meisten 
(212) jedoch zweizügig. Legt man den Schwellenwert einer Jahrgangsstufe für eine stabile und gesicherte Schule auf 40 Schüler/
innen fest, stehen 169 gesicherten GMS 130 Schulen gegenüber, die diesen Wert nicht sofort oder nicht in jedem Schuljahr errei-
chen. Diese Annahme geht jedoch weit über die gesetzliche Tragfähigkeit hinaus: Nur wer zwei Schuljahre hintereinander weniger als 
16 Schüler/innen in der Eingangsklasse hat, gilt als nicht tragfähig. Dies trifft bislang auf keine Gemeinschaftsschule zu.

Die zusätzlichen Stellen für die Umsetzung der Inklusion hinken der tatsächlichen Entwicklung 
meilenweit hinterher
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Seit dem Schuljahr 2003/04 wurden von damals 1207 Hauptschulen 460 Haupt- und Werkrealschulen geschlossen. Hunderte 
weitere Standorte werden in den nächsten Jahren folgen, denn die Zahl der Schüler/innen hat sich in diesen Schulen seit 2003 
halbiert und sinkt weiter. Der Bildungsgang „Hauptschule“ wird von den Eltern nicht mehr akzeptiert. Dies hat die Freigabe der 
Schulwahl deutlich gezeigt. 

Weitere Schließungen von Haupt- und Werkrealschulen stehen an
Gesamtzahl Keine Eingangsklasse davon Fortführung 

als GMS
Standort gefährdet

2013/14 824 316 123 193

2014/15 782 383 200 183

2015/16 747 442 253 189

Schüler/Innen mit BA* 
an allgemeinen Schulen

Zeitraum neue Stellen für Inklusion

Begründung Schulgesetz 2015 10.500 Bis 2022 1.350

Schuljahr 2015/16   6.500 Im Schuljahr 
2015/16

200 (davon 50 in Schulverwaltung; 
28 an Privatschulen; 42 für sonderpäd. 

Dienst an beruflichen Schulen) 
* BA: Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 Summe

Beabsichtigte 
Stellenstreichungen 1.000 1.200 1.829 1.776 1.685 1.530 1.368 1.214 11.602

davon gestrichen 1.000 363 400 1.763
Restliche Streichungen laut Haus-
haltsplan 2015/16 0 633 440 200 60 1.333

Stellensituation (alle Schularten): 1.074 Lehrerstellen werden 2017 auf der Grundlage 
veralteter Schülerzahlprognosen gestrichen

633 Lehrerstellen werden 2017 auf der Grundlage veralteter Schüler/innenzahlprognosen aus 2014 gestrichen, obwohl Ministerprä-
sident Kretschmann 2014 zugesagt hatte, dass ab jetzt jährlich neu entschieden werde. Außerdem fallen weitere 441 nicht in der 
Tabelle abgebildete Stellen weg. Dieser Wegfall resultiert daraus, dass die Verschlechterung der Altersermäßigung 2012 ein zusätz-
liches Unterrichtsvolumen im Umfang von 441 Deputaten erbracht hat. Diese werden jetzt gestrichen.

Im Haushalt 2017 werden auch neue Stellen ausgewiesen: 320 Stellen für die Grundschulen für die Erweiterung der Kontingent-
stundentafel und 257,5 für die Poolstunden für Realschulen hatte der Koalitionsausschuss beschlossen. Die Grundschulen erhalten 
jedoch nur 160 dieser Stellen, da die Hälfte der neuen Stellen für die Umsetzung der Inklusion in allen Schularten eingesetzt wird. 

Weitere 160 Lehrerstellen werden der Unterrichtsversorgung für Ganztagsangebote und den Grundkurs Informatik am Gymnasium 
entzogen.

Unter dem Strich stehen im Schuljahr 2017/18 496,5 Stellen weniger zur Verfügung als 2016/17. Laut Nebenabrede zum Koali-
tionsvertrag war für das Schuljahr 2017/18 die Einführung des Ethikunterrichts für die Jahrgangsstufe 7 vorgesehen. Die Umsetzung 
entfällt wegen Lehrermangel.

Aufgrund der aktuellen Prognose der Schüler/innenzahlen ergibt sich für die Grundschulen 
ein Stellenbedarf von mehr als 2.500 Stellen 

Jahr 6- bis unter 10-jähri-
ge zum 31.12. …

Schuljahr Grundschüler-
zahl*

Stellenbedarf** Differenz zum 
Vorjahr***

Saldo des zusätz-
lichen Bedarfs

2015 Ist-Werte 391.744 2015/16 379.349 22.091  
2016 396.311 2016/17 383.629 22.304 213
2017 390.778 2017/18 378.273 21.993 -311
2018 390.316 2018/19 377.826 21.967 -26
2019 393.646 2019/20 381.049 22.154 187
2020 398.925 2020/21 386.159 22.451 297
2021 411.359 2021/22 398.196 23.151 700
2022 416.800 2022/23 403.462 23.457 306
2023 425.550 2023/24 411.932 23.950 492
2024 429.649 2024/25 415.900 24.180 231
2025 433.599 2025/26 419.724 24.403 222
2026 436.604 2026/27 422.633 24.572 169
2027 438.964 2027/28 424.917 24.704 133
2028 439.286 2028/29 425.229 24.723 18
2029 439.072 2029/30 425.022 24.711 -12
2030 437.999 2030/31 423.983 24.650 -60 2.559 *)
*) Der Stellenbedarf für pädagogische Maßnahmen und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen ist hier nicht eingerechnet;   
* 96,8% der Schulbevölkerung zum 31.12. (Ist 2015/16 und 31.12. 2015);   ** bei einer Schüler je Lehrer-Relation von 17,2 (Ist 2015/16);   *** eigene Ergänzung
Quelle: Klaus Klemm: Zur demographischen Entwicklung: Starker Anstieg der Zahl der Sechs- bis unter Zehnjährigen bis 2030 (unveröffentlichtes Manuskript, Essen/Stuttgart 2017)

Die zusätzlichen Stellen für die Inklusion 
hinken der Entwicklung meilenweit 
hinterher

GEW-Mitglieder können sich mit ihren Fragen an die Geschäftsstellen der GEW wenden:

GEW Nordwürttemberg
Silcherstr.7
70176 Stuttgart
Telefon: 0711  2 10 30-44
Fax:        0711  2 10 30-75
E-Mail:  bezirk.nw@gew-bw.de

GEW Südwürttemberg
Frauenstr. 28
89073 Ulm
Telefon: 0731  9 21 37 23
Fax:        0731  9 21 37 24
E-Mail:  bezirk.sw@gew-bw.de

GEW Nordbaden
Ettlinger Str. 3a
76137 Karlsruhe
Telefon: 0721  3 26 25
Fax:        0721  35 93 78
E-Mail:  bezirk.nb@gew-bw.de

GEW Südbaden
Wilhelmstr. 20
79098 Freiburg
Telefon: 0761  3 34 47
Fax:        0761  2 6154
E-Mail:  bezirk.sb@gew-bw.de

Berechnungen der GEW ergeben einen zusätzlichen Bedarf von 
ca. 4.000 Lehrerstellen.

Die Landesregierung muss ihre Verantwortung für die Schüler/
innen und die Lehrkräfte endlich wahrnehmen.
Ansonsten droht die Inklusion an der Überforderung der Lehr-
kräfte und der nicht eingelösten Bildungschancen der Schüler/
innen zu scheitern. 


